
Liebe Leserinnen und liebe Leser, 

vor wenigen Tagen hatte der Deutsche Anwaltverein zum traditionellen Parlamentarischen Abend geladen, in dessen 
Rahmen im persönlichen Gespräch mit der Ministeriumsspitze auch der Regierungsentwurf für das Gesetz zur Änderung 
des Rechts der Wohn- und Geschäftsraummiete, bekannt als „Mietrecht II“, Thema war. Daher richte ich den Scheinwerfer 
und Ihren Fokus gerne hierauf.

Im Mittelpunkt stehen aus der Sicht des Gesetzgebers klar die Indexmieten, der möblierte Wohnraum und die Vermietung 
zum vorübergehenden Gebrauch. Hinzu kommt die lang erwartete Änderung bei der Schonfristzahlung nach einer Kündi-
gung wegen Zahlungsverzugs.

Gerade die Indexmiete ist dabei ein schönes Beispiel für die aktuelle mietrechtliche Gemengelage. Gedacht als Mechanismus, 
mit dem Vermieter und Mieter das Risiko der allgemeinen Preisentwicklung angemessen untereinander verteilen, wird dies 
auf angespannten Wohnungsmärkten und bei höherer Inflation zunehmend als Belastung empfunden. Der Gesetzgeber 
plant eine Begrenzung der Mieterhöhungsmöglichkeiten. Die Inflation soll nicht zum Treiber von Mieterhöhungen werden.

Noch spannender wird es beim möblierten Wohnraum. Ein Bett, ein Schrank und eine Küchenzeile können schließlich kaum 
dazu führen, dass die Mietpreisbremse nicht mehr greift. Hier soll mehr Transparenz geschaffen und der Möblierungszuschlag 
nachvollziehbarer begrenzt werden. Für uns Praktiker dürfte das erhebliche Bedeutung haben. Denn künftig werden wir genau 
fragen müssen, welche Möblierung tatsächlich vorhanden ist, welchen Wert sie hat und welchen Zuschlag sie rechtfertigt.

Auch beim vorübergehenden Gebrauch und bei Kurzzeitvermietungen möchte der Gesetzgeber genauer hinschauen.

Kurz auch zum Wohnungseigentumsrecht:

Die umfassende, bei Umsetzung der WEG-Reform 2020 vereinbarte und nach fünf Jahren umzusetzende Evaluierung des 
WEG nebst Berichterstattung an den Bundestag steht an. Die Evaluierung wird sich wohl vor allem auf folgende Kernbe-
reiche konzentrieren:

Die digitale und rein virtuelle Eigentümerversammlung mit der Frage, ob die Barrieren für ältere oder technisch weniger 
versierte Eigentümer zu hoch sind und ob die digitale Beschlussfassung rechtssicher funktioniert.

Die vereinfachte Beschlussfassung bei baulichen Veränderungen und die anknüpfenden Fragen gerechter Kostenverteilungen.

Fachkräftemangel und der Anspruch auf den „Zertifizierten Verwalter“ (§ 26a WEG).

Die Erkenntnis bislang: Das Miet- und Wohnungseigentumsrecht wird nicht einfacher. Aber es wird wahrscheinlich konkreter. 
Und es bleibt uns immerhin eine beruhigende Konstante: Der nächste Referentenentwurf kommt bestimmt. Und falls nicht, 
gibt es immer noch die nächste Eigentümerversammlung.

Erkenntnisgewinn gibt es ansonsten durch die Vielzahl interessanter Entscheidungen und Kommentare in diesem Heft, die 
ich Ihnen zur Lektüre ans Herz lege.

So verbleibe ich mit besten Grüßen aus Bonn,

Ihr Ralf Schweigerer
Rechtsanwalt
Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentumsrecht


